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Ausgestaltung des Strafrechts
durch das 5. Strafrechtsänderungsgesetz
Dr. SIEGFRIED WITTENBECK,
Staatssekretär im Ministerium der Justiz

Die Volkskammer hat auf ihrer 7. Tagung am 14. Dezember 
1988 das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Strafge­
setzbuches, des Zollgesetzes, des Gesetzes zur Bekämpfung 
von Ordnungswiidrigkeiten, des Strafregistergesetzes, des De­
visengesetzes, des Kulturgutschutzgesetzes, des Luftfahrtge­
setzes und des Gesetzes über das Post- und Fernmeldewe­
sen — 5. Strafrechtsänderungsgesetz — (GBl. I Nr. 29 S. 335) 
beschlossen; es wird am 1. Juli 1989 in Kraft treten. Dieses 
Gesetz trägt zur weiteren Vervollkommnung unserer sozia­
listischen Rechtsordnung, insbesondere zur Erhöhung von 
Gesetzlichkeit und Rechtssicherheit bei.

Das Strafgesetzbuch der DDR wurde in seinen wesentli­
chen Grundzügen Mitte der sechziger Jahre konzipiert und 
am 12. Januar 1968 von der Volkskammer verabschiedet. Ent­
sprechend der Forderung im Programm der SED, die soziali­
stische Rechtsordnung planmäßig entsprechend dem erreich­
ten Entwicklungsstand der Gesellschaft auszubauen und eine 
hohe Rechtssicherheit zu gewährleisten1, wurden bereits mit 
den Gesetzen vom 19. Dezember 1974, vom 7. April 1977 sowie 
vom 28. Juni 1979 bedeutsame Änderungen und Ergänzungen 
des Strafgesetzbuches beschlossen. Sie haben neuen Erschei­
nungsformen der Kriminalität Rechnung getragen und Er­
fahrungen bei der Anwendung des Strafrechts sowie Ergeb­
nisse von Analysen der Kriminalitätsentwicklung berücksich­
tigt. Ausgehend vom Beschluß des Staatsrates vom 17. Juli 
1987 über die Abschaffung der Todesstrafe in der DDR hob 
das 4. Strafrechtsänderungsgesetz vom 18. Dezember 1987 die 
entsprechenden Bestimmungen im Strafgesetzbuch und in der 
Strafprozeßordnung auf.

Die bisher vorgenommenen Änderungen und Ergänzungen 
des Strafrechts der DDR entsprechen auch internationalen 
Anforderungen, insbesondere durch den Ausbau- der straf­
rechtlichen Regelungen zum Schutz der Umwelt, des Kultur­
gutes und der Luftfahrt.

Wie der Minister der Justiz in seiner Begründungsrede 
vor der Volkskammer hervorhob, ist das 5. Strafrechtsände­
rungsgesetz insbesondere darauf gerichtet, die gesellschaftli­
chen Anstrengungen zur Vorbeugung und Bekämpfung von 
Straftaten zu verstärken und die Bürger noch wirksamer vor 
Straftaten zu schützen. Es dient dazu, neue Erscheinungsfor­
men der Kriminalität wirksam zu bekämpfen und den er­
höhten Anforderungen an die Gewährleistung von Gesetz­
lichkeit, Ordnung und Sicherheit in allen gesellschaftlichen 
Bereichen gerecht zu werden.1 2

Strafrechtsänderungen entsprechend 
gesellschaftlicher Entwicklung

Das 5. Strafrechtsänderungsgesetz bezieht sich auf folgende 
Hauptkomplexe strafrechtlicher Regelungen:

1. Realisierung von Verpflichtungen aus völkerrechtlichen 
Verträgen,

2. verstärkter Schutz des sozialistischen Eigentums und 
der Volkswirtschaft, der Umwelt sowie von Geheimnissen,

3. weitere Differenzierung des Strafensysteme, Neufas­
sung von Strafbestimmungen zur Bekämpfung der Rückfäl­
ligkeit sowie wirksameres und flexibleres Vorgehen gegen 
Verfehlungen und Ordnungswidrigkeiten.

Außer dem Strafgesetzbuch werden auch das Gesetz zur 
Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten sowie Strafbestim­
mungen in weiteren Gesetzen geändert bzw. ergänzt. Das be­
trifft beispielsweise das Zollgesetz, das Devisengesetz, das 
Strafregistergesetz und das Luftfahrtgesetz. Die Änderungen 
und Ergänzungen dieser Strafgesetze waren vor allem erfor­
derlich, um eine Übereinstimmung mit den Neuregelungen 
im Strafgesetzbuch zu erreichen.

Die entsprechend dem Anliegen des 5. Strafrechtsände­
rungsgesetzes notwendigen Neufassungen und Ergänzungen 
von Bestimmungen in der 1. DVO zum EGStGB — Verfolgung 
von Verfehlungen — und der VO zur Bekämpfung von Ord­
nungswidrigkeiten hat der Ministerrat in Form einer Ände­
rungsverordnung beschlossen, die ebenfalls am 1. Juli 1989 in 
Kraft tritt.3 4

Der Entwurf des 5. Strafrechtsänderungsgesetzes wurde — 
wie im Gesetzgebungsplan für den Zeitraum bis 1990 festge­
legt — von einer Kommission, bestehend aus Vertretern der 
zentralen und örtlichen Justiz- und Sicherheitsorgane sowie 
Strafrechtswissenschaftlem, erarbeitet. Ausgewertet wurden 
dabei Analysen der Rechtsprechung und Erfahrungen der 
Strafverfolgungsorgane bei der Kriminalitätsbekämpfung.

Als eine Aufgabe aus dem Gesetzgebungsplan des Mini­
sterrates 1980 bis 1985 wurde z. B. die Wirksamkeit der Be­
stimmungen des Strafgesetzbuches zum Schutze der Volks­
wirtschaft analysiert. Diese Analyse ergab, daß zwar die Vor­
aussetzungen und Grenzen strafrechtlicher Verantwortlich­
keit bei der Wirtschaftskrimdnalität in den Grundzügen nach 
wie vor richtig bestimmt sind, bedeutsame Bereiche dieser 
Strafbestimmungen aber den gewachsenen Anforderungen 
der neuen Etappe der Verwirklichung der ökonomischen 
Strategie der SED nicht mehr gerecht werden. Entsprechend 
der dynamischen Entwicklung von Wissenschaft und Technik 
und der breiten Anwendung von Schlüsseltechnologien, ins­
besondere dem Einsatz der Datenverarbeitung in allen Be­
reichen des gesellschaftlichen Lebens, bildeten sich neue An­
forderungen an die Gewährleistung einer hohen Ordnung und 
Sicherheit heraus. Des weiteren war aus der Analyse abzu­
leiten, daß es erforderlich ist, die strafrechtlichen Bestimmun­
gen über Wirtschaftsschädigungen zu überarbeiten, wirksa­
mer auf neue Erscheinungen von Spekulation und Korrup­
tion zu reagieren und die Verfolgung leichter Straftaten, 
Verfehlungen und Ordnungswidrigkeiten differenzierter aus­
zugestalten.

Untersuchungen der Strafverfolgungsorgane und der Straf­
rechtswissenschaft zur Bekämpfung von Rückfallstraftaten 
und zur Wirksamkeit der rechtlichen Regelungen auf diesem 
Gebiet ergaben neue Erkenntnisse zur Verhinderung und Be­
kämpfung der Rückfälligkeit, zur Ausgestaltung des Prozes­
ses der Wiedereingliederung und zur damit verbundenen 
effektiven Nutzung gesellschaftlicher Einwirkungsmöglich­
keiten.

Weitere Ausprägung strafrechtlicher Grundprinzipien

Wichtige Prinzipien des sozialistischen Strafrechts, die im 
Strafgesetzbuch von 1968 ihren Niederschlag gefunden haben 
und die sich auch in den vorangegangenen vier Strafrechts­
änderungsgesetzen widerspiegeln, werden mit dem 5. Straf­
rechtsänderungsgesetz entsprechend den neuen Erfordernissen 
ausgebaut und vervollkommnet.1 So wurde das Prinzip der 
Differenzierung dm sozialistischen Strafrecht durch das 
5. Strafrechtsänderungsgesetz weiter ausgestaltet. Nunmehr
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